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Beschluß
des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 

über die Durchführung der Wahlen 
zu den Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen,

Stadtbezirksversammlungen und Gemeindevertretungen 
im Jahre 1984

vom 5. Dezember 1983

Auf Vorschlag des Zentralkomitees der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands werden entsprechend Artikel 72 der 
Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik und § 6 
des Gesetzes vom 24. Juni 1976 über die Wahlen zu den Volks­
vertretungen der Deutschen Demokratischen Republik — Wahl­
gesetz — (GBl. I Nr. 22 S. 301) in der Fassung des Änderungs­
gesetzes vom 28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 139) die Wahlen zu 
den Kreistagen, Stadtverordnetenversammlungen, Stadtbe­
zirksversammlungen und Gemeindevertretungen für das Jahr 
1984 ausgeschrieben.

Als Wahltermin wird der 6. Mai 1984 festgelegt.

Berlin, den 5. Dezember 1983

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

E. H o n e c k e r

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

H. E i c h 1 e r .. -

Durchführungsverordnung zum Atomenergiegesetz 
— Festlegung von Schutzgebieten für Kernanlagen —

vom 8. Dezember 1983

Aufgrund des § 14 des Atomenergiegesetzes vom 8. Dezem­
ber 1983 (GBl. I Nr. 34 S. 325) wird folgendes verordnet:

Zu § 9 Absätze 2 und 3 des Gesetzes:

§ 1

__ (1) Das Staatliche Amt für Atomsicherheit und Strahlen­
schutz hat im Rahmen des Strahlenschutzgenehmigungsver­
fahrens für die Kernanlage in der Etappe der Zustimmung 
zum Standort! festzulegen, ob für die Kernanlage ein Schutz­
gebiet erforderlich ist und welche vorbereitenden Maßnah­
men für die Schutzgebietserklärung einzuleiten sind. Der In­
vestitionsauftraggeber oder Rechtsträger der Kernanlage hat 
mit dem Antrag auf Standortbestätigung oder, soweit keine 
Standortbestätigung erforderlich ist, mit dem Antrag auf 
Standortgenehmigung2 den Bescheid über die Vorbereitung 
der Schutzgebietserklärung vorzulegen.

(2) In Vorbereitung der Schutzgebietserklärung hat der 
Investitionsauftraggeber oder Rechtsträger der Kernanlage 
im Rahmen des Strahlenschutzgenehmigungsverfahrens für 
die Kernanlage in der Etappe der Zustimmung zur Errich­
tung! die gemäß Anlage erforderlichen Unterlagen beim 
Staatlichen Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz vorzu­
legen. 1 2

1 Z. Z. gilt die Kernanlagen-Genehmigungsanordnung vom 21. Juni 
1979 (GBl. I Nr. 21 S. 198).

2 Z. Z. gilt die Verordnung vom 30. August 1972 über die Standort­
verteilung der Investitionen (GBl. II Nr. 52 S. 573) i. d. F. der Zweiten

Verordnung dazu vom 1. Februar 1979 (GBl. I Nr. 6 S. 57).

(3) Der Investitionsauftraggeber oder Rechtsträger der 
Kernanlage hat das Recht, Angaben zur Vorbereitung der 
Unterlagen gemäß Anlage von Staatsorganen, Kombinaten, 
wirtschaftsleitenden Organen, Betrieben, Genossenschaften, 
Einrichtungen und gesellschaftlichen Organisationen zu ver­
langen. Die Angaben sind dem Investitionsauftraggeber oder 
Rechtsträger der Kernanlage innerhalb einer Frist von 8 Wo­
chen mitzuteilen.

§ 2

(1) Die Schutzgebietserklärung hat mindestens folgende 
Angaben zu enthalten:

a) Bezeichnung des Gebietes,
b) Lage, Einteilung und Größe des Gebietes einschließlich 

des dazugehörigen Kartenwerkes,
c) Nutzungsbedingungen und -beschränkungen,
d) Regelung für Erlaubniserteilungen,
e) Festlegung von Überwachungsmaßnahmen,
f) Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Schutzgebietserklä­

rung.
f

(2) Die Schutzgebietserklärung ist dem Investitionsauftrag­
geber oder Rechtsträger der Kernanlage sowie den Vorsit­
zenden des Rates des Bezirkes und Rates des Kreises, auf 
deren Territorium sich das Schutzgebiet befindet, unverzüg­
lich zuzustellen.

(3) Die Schutzgebietserklärung ist von dem Vorsitzenden 
des Rates des Kreises, auf dessen Territorium sich das Schutz­
gebiet befindet, in geeigneter Form bekanntzugeben.

(4) Zur Durchsetzung der Nutzungsbedingungen und -be­
schränkungen kann der Rat des Kreises, auf dessen Terri­
torium sich das Schutzgebiet befindet, Auflagen erteilen.

(5) Die Bestimmungen zum Schutz des land- und forst­
wirtschaftlichen Bodens und zur Sicherung der sozialistischen 
Bodennutzung bleiben unberührt.

(6) Das Staatliche Amt für Atomsicherheit und Strahlen­
schutz hat die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung eines 
Schutzgebietes mindestens alle 5 Jahre zu prüfen. Die Fest­
legungen zur Schutzgebietserklärung sind zu ändern oder 
aufzuheben, wenn sich ihre Voraussetzungen geändert haben 
oder wenn sie weggefallen sind.

§3

(1) Vom Präsidenten des Staatlichen Amtes für Atomsi­
cherheit und Strahlenschutz ist im Einvernehmen mit dem 
Vorsitzenden des Rates des Bezirkes, auf dessen Territorium 
sich die Kernanlage befindet, eine Schutzgebietskommission 
zu bilden. Diese setzt sich zusammen aus Vertretern

a) des Staatlichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlen­
schutz (Leiter der Kommission),

b) der Räte der Bezirke,
c) der Räte der Kreise,
d) des Investitionsauftraggebers oder Rechtsträgers der 

Kernanlage.
Erforderlichenfalls können Vertreter anderer Staatsorgane, 
Kombinate, wirtschaftsleitender Organe, Betriebe, Genossen­
schaften, Einrichtungen und gesellschaftlicher Organisationen 
als Mitglieder der Schutzgebietskommission benannt oder zu 
deren Beratungen hinzugezogen werden.

(2) Die Schutzgebietskommission hat insbesondere die Lei-' 
ter der zuständigen Staatsorgane bei der Durchsetzung der 
Nutzungsbedingungen und -beschränkungen zu beraten, sie 
über die Einhaltung der in der Schutzgebietserklärung fest­
gelegten Maßnahmen zu informieren sowie zu Anträgen auf 
die Erlaubnis von Nutzungen im Schutzgebiet Empfehlungen 
zu geben.


